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2.5.8 Kommunikation über Patienten

Das Recht des Patienten auf informationelle Selbstbestimmung ist im Grundgesetz Art. 1 und 2 verankert. Grundsätzlich bedarf  jede Weiterleitung von Mitteilungen eines Patienten, die dessen Identifizierung einschließt, des expliziten vorherigen Einverständnisses des Patienten. Bei Kindern wird die entwicklungsbedingte Einsichts- und Einwilligungsfähigkeit (geregelt in den länderspezifischen BO) jeweils sorgfältig geprüft. Ist das Kind im konkreten Fall noch nicht einsichts- und einwilligungsfähig, wird das Einverständnis der/s Sorgeberechtigten eingeholt, bevor personifizierte Mitteilungen über den Patienten weitergeleitet werden. Ist eine Identifizierung des Patienten bei der Weiterleitung von Mitteilungen nicht erforderlich, werden die Mitteilungen anonymisiert. In jedem Fall wird dafür Sorge getragen, dass der Umfang der  Mitteilungen begrenzt wird auf das für den jeweiligen Zweck erforderliche Maß. 

a) Kommunikation mit psychotherapeutisch tätigen Kollegen

Der Praxisinhaber trifft sich regelmäßig zur Intervision mit ebenfalls in eigener Praxis tätigen psychotherapeutischen Kollegen. Dabei werden Behandlungsfälle in anonymisierter Form besprochen. Erscheint eine Bekanntheit zwischen Patient und Intervisionskollegen möglich, wird für diesen Fall ein anderer Kollege zur Besprechung gesucht.

b) Kommunikation mit Haus- und Fachärzten

Die Kommunikation mit niedergelassenen Haus- und Fachärzten ist wie folgt geregelt:

· Wünschen der Patient bzw. die Sorgeberechtigten eine Information des Haus- oder Facharztes, erteilt der Psychotherapeut die gewünschte Information nach sorgfältiger Abwägung der Folgen für den Patienten und die Effektivität der Therapie. Hierzu liegen standardisierte Briefvordrucke vor: Arztbriefe Anhänge  7.27 – 7.29)

· Wünscht ein Haus- oder Facharzt Informationen über den Patienten bzw. über die Psychotherapie, so werden der Patient bzw. die Sorgeberechtigten darüber informiert. Ggf. werden die Implikationen der möglichen Informationsweitergabe geklärt. Wünschen der Patient bzw. die Sorgeberechtigten eine Information des Haus- oder Facharztes, erteilt der Psychotherapeut die gewünschte Information nach sorgfältiger Abwägung der Folgen für den Patienten und die Effektivität der Therapie.

· Hat ein Gespräch mit dem Arzt stattgefunden, werden der Patient bzw. die Sorgeberechtigten darüber informiert. 

· Die Berichterstattung gegenüber dem Haus- bzw. Facharzt erfolgt nur dann wenn dies vorher wie mit dem Patienten bzw. Sorgeberechtigten individuell vereinbart wurde (vgl. Patientenaufklärung: 3.3.4.1 und Info Berichtspflicht: 8.6)

· Zur Abklärung somatischer Ursachen bzw. zur Einholung des Konsiliarberichtes  wird der vom Patienten genannte Konsiliararzt gebeten, den Konsiliarbericht zu erstellen (Deckblatt Antragsunterlagen: 7.8).

· Treten im Laufe einer Therapie Umstände auf, die eine besondere haus- oder fachärztliche Intervention erforderlich machen, so nimmt der Psychotherapeut im Einverständnis mit dem Patienten mit dem jeweiligen Arzt Kontakt auf.

c) Kommunikation mit Institutionen

· Die Kommunikation mit Institutionen  bezieht sich auf Kliniken, Schulen, Beratungsstellen etc. 

Auch hier gilt: Kommunikation über einen Patienten erfolgt nur mit dem Einverständnis des Patienten bzw. des Sorgeberechtigten.

__________________________________________________________________
Mit geltende Unterlagen:

· 3.3.4: Patientenaufklärung

· 7.8: Deckblatt Antragsunterlagen

· 7.9: Erklärung des Patienten zur Berichtspflicht

· 7.10: Schweigepflichtentbindung

· 7.17: Therapieauswertung durch den Psychotherapeuten

· 7.27: Arztbrief 1

· 7.28: Arztbrief 2

· 7.29: Arztbrief 3

· 8.6: Info Berichtspflicht
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